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In der Verwaltungsrechtssache =~ | 796 "%

_ _der Frau
Antragstellerin,

Prozessb'ev'ollmachtlgte : _
Rechtsanwalte Koch u. a,, Hohenzoliernstraﬂe 25, 30161 Hannover,
Gz - Ko 223/2012 -

gegen

die Bundesrepublik Deutschiand, vertreten durch den Vorstand.der Deutschen Telekom 'AG
_Personalmanagement Telekom Rechtsservice Dlenstrecht (RSD), Gradestralle 18, 30163
Hannover, :

Antragsgegnerih,

hat das Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen - 6. Kammer - durch Richter Hlle,
- Richter Vosteen und Richterin Stybel am 21. Januar 2013 beschlossen:

Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen den
Zuweisungsbescheid vom 05.10.2012 wird wiederhergestellt.

Die Antragsgegnerin triigt die Kosten des Verfahrens.

-~ Der Streitwert wird zum Zwecke der Kostenberechnung auf
2.500 € festgesetzt : . ,



Geschäftsführung
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Grﬁﬁde

Die Antragstellerin, einé. Beamtin bei der Deutschen Telekom AG, begehrt vorlé'\uf_igen'
Rechtsschutz gegen eine Verfugung, mit der sie der Vivento Customer Services GmbH

Bremerhaven zugewiesen wurde.

Die 19  geborene Antragstellerin trat nach Abschluss eines Fachhochschulstudiums als
Diplom-Kauffrau 1986 in den Dienst der Deutschen Bundespost. Im Dezember 1987 bestand
sie die Laufbahnpr'ufung_ fi]r'den' gehobenen Post- und Fernmeldedienst. lhre Ernennung zur
Beamtin auf Lebenszeit erfolgte zum 01.01.1990. Ihre bislang letzte Béfﬁrderung erfolg’té im
Januar 1998 zur Postamtérétiri‘_ {Besoldungsgruppe A12). Soweit sich anhand des nicht
' chronblog_isch geordneten” Ausdrucks der" elektron_ischen.l Personalakie der Antragstellerin

nachvollziehen lasst, war die Antragétellerin‘seit 1994 bei der Direktion Telekom im
Aufbaustab des Entwicklungszentrum tatig. Ab August 1997 nahm sie im
- Entwickiungszentrum die nach der Besoldungsgruppe A12F bewertete Funktion einer

,,Ressortieiterin “ wahr. Wohi von Anfang Juli 1999 bis Ende August 2006 war die
Antrégstellerin unter Wegfall der Besolduhg fur eine Tatigkeit bei der T-Systems _

iin_ die das Entwicklungszentrum aufgegangen war, beurlaubt. Mit Verfugung vom
13.03.2007 wurde die ‘Antragstellerin sodann fir einen Zeitraum vom 22.01.2007 bis
31.12.2010 an die Bundesanstalt fur Arbeit abgeordnet.

Mit Bescheid vom 05.10.2012 wies die Antragsgegnerin die Antragstellerin nach vorheriger
Anhdrung unter Anordnung der sofortigen Voliziehung mit Wirkung vom 2012 dauérhaft "
im Unternehmen Vivento Customer Services (VCS) Bremerhaven als abstrakt-funktionellen
Aufgabenkreis die Tétigkeit eines ,Senior Referenten der -Beso[dungsgruppe A12 -
entsprechend im nichttechnischen Bereich" und konkret die Tétigkeit als ,Senior Referent
Qualitatsmanagement” zu. Bei der VCS handele es sich um eine zum Konzern Deutsche
Telekom gehdrende juristische Pefson,. deren Geschéftsauftrag vo'rrangig'durch- Erbringung
konzerninterner Dienstleistungen im Backoffice~Bereich' definiert sei. Die zugewiesene
Tatigkeit sei bei der VCS der Entgeltgruppe T8 '.zugeordnet, welche der Besoldungsgruppe
- A12 bei der Antragsgegnerin entspreche. _Dié Funktion entspreche der eines Sachbearbeiters -
. der- Besoldungsgruppe A12 im nichttechnischen Be_rei_c'h bei der friheren Deutschen
Bundesbost oder einer anderen Bundesbehérde. Die Stellenbewertung sei im Rahmen eines -
Prﬂfverfahn_‘ens von der Antragsgegnerin festgelegt worden. Im Folgenden zahit der Bescheid _
_ acht Aufgaben auf, die der zugewiesene Dienstposten beinhalte. Das dringende betrigbiiche '
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.Und personalwirtschaftiiche Interesse an der Zuwéisung_ bestehe darin, Beamtinnen und
Beamten, deren Dienstposten in der Deutschen Telekom AG ers_a_tzloé weggefalten_ seien und

~ fur die ein anderer Arbeitsposten nicht verflgbar sei, Tatigkeiten bei 'l'_oc_htergesellschaften

zuzuweisen. Dadurch werde dem verfassungsrechtlich garantierten Rechtsanspruch der
Beamten auf Beschéaftigung Rechnung getragen. Die von' der Antragstellerin  im
Anhérungsverfahren geauBerten Bedenken, dass es sich um keine amtsangeméssene ‘
‘Beschaftigung handele und der Inhalt der Tétigkeitsbes‘chteibung unzureichend sei, stinde *
einer Zuweisung nicht entgegen. Das Instrument der Zuweisung trage’ der Notwendigkeit
eines flexiblen Personaleinsatzes in der Konzernstruktur der Antragsgegnerin Rechnung und
lasse die Rechtsstellung der Betroffenen als unmittelbare Bundesbeamtin unberiihrt. Die
Antragstellerin habe keinen Rechtsanspruch auf ein' konkretes Amt, solange ihr eine
amtsangemessene Tatigkeit zugewiesen werde Das besondere offentliche Interesse am

~ sofortigen Vollzug der Zuweisung bestehe darm dass es der Antragsgegnerm aufgrund der -

dargelegten wirtschaftlichen und personelrlen Situation nicht. méglich sei, die Antragstellerin .

zurzeit anderweitig zu beschiftigen. Mit der Zuweisung von Tatigkeiten in einem anderen

'Unternéhmen trage -die Antragsgegnerin dem verfassungsrechtlich garantierten

Rechtsanspruch auf Beschéftigung ihrer Beamten Rechnung. Die der Antragstellerin bei der
VCS zugewiesene 'Téitigkeit‘m(}sse anderenfalls durch zuséatzliches vom Arbeitsmarkt zu

- rekrutierendes. Personal erledigt werden. Dies sei dem Unternehmen nicht zumutbar. Durch

o

die aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs genete die gesamte ZuwelsungsmaBnahme

~in Gefahr

Mit Schrifisatz vom 23.10.2012 lie3 d'ie'AntrégsteIIerin gegen den Bescheid Widerspruch
einlegen, der — soweit ersichtlich — bisher nicht beschieden wurde.

Am selben Tag hat die Antragstellerin beim Verwaltungsgericht um vorléufigenf Réchtséchutz
nachgesucht. Es werde bestritten, dass die Antragsgegnerin beabsichtige, der Antragstellerin
eine dauerhafte Tatigkeit zuzuweisen. Aus einer Pre'sseéuBerung eihes Mitglieds der Vivento- ‘
Geschéﬂsleitung gehe hervor, .dass die’ zugewiesenen Beamten bei der VCS gar nicht
bendtigt wilrden, ihr dauerhafter Einsatz nicht vorgesehen sei und die MaRnahmen letztlich
nur der Weitervermittlung dér Betroffenen in einen Einsatz auBerhalb des TeIe_kom—Konz'ems'

-dienten. Die Anordnung des Sofortvolizugs rechtfertigende Grunde des Gemeinwohls seinen

von der Antragsgegnerin nicht geltend gemacht worden. Vorliegend gehe es .der

'A_ntragsgegnerin ausschlieBlich um privatwirtschaftliche Interessen. Der Iédiglich

voriibergehende Einsatz zu reinen Qualifizierungszwecken geniige nicht den an eline
amtsangemessenen Beschéaftigung zu stellenden  Anforderungen. Zudem sei die
Ausgabenbeschrelbung im angefochtenen Bescheid inhaltslos, laufbahnfremd und weder im’

abstraki- noch im  konkret-funktionellen  Sinne  hinreichend bestlmmt Die
. .7 _4__
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- Zuweisungsverfugung lasse zudem nicht erkennen, dass der Antragstellerin tatséchlich alle im

- Bescheid genannten Aufgaben ibertragen wiirden. Die VCS Bremerhaven sei am 2012
auch gar nicht auf den Dienstantritt der Antragstellerin eingerichtet gewesen. '

. Die Antragsgegnerin ist dem Rechtsschqt_zgesuch e‘ntgegengetret‘én. Die Anordnung der
. sofortigen Vollziehung sei in formeller Hinsicht nicht zu beanstanden. Insbesondere sei das
, besondere éfféntliche. Interesse an der sofortigen Vollziehung gemaR § 80 Abs. 3 Satz 1
VwGO hinreiChend schriftlich begriindet worden. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung
sei auch in materieller Hinsicht gerechtfertigt. Fur die Zuweisung bestehe ein dringendes
personalwirtschaftliches und betriebliches  Interesse, weil die weiterhin alimentierte
| Antragstéllerin _bereits sei Anfang_Jahuar 2011 nicht mehr dauerhaft 'ar'ntsangemesse'n
. beschéftigt werde. Zudem sei allgemein bekannt, dass bei der Deutschen Telekom ein

erhéblicher Personaliberhang bestehe. Die VCS sei von der Antragsgegnerin gerade zu dem
| Zweck gegriindet worden, durch dauerhafte und sinnvolle Beschaftigung dem Anspruch der
Beamten. auf amtsangemessene Beschéftigung gerecht zu werden. Mit der Zuweisung des
abstrakten Aufgabenkreises ,Senior Referent Qualitatsmanagement" sei der Antragstellerin
dauerhaft eine ihrem Statusamt angemessene Funktion zugeordnet worden. Die seitens der
Antragsgegnerih verwend'.eten Bezeichnungen seien zwar fir sich betrachtet angesichts der -
tradierten Aufgabenfelder der Beamte_n wenig aussagekraftig. Dies sei den grévierenden
Verdnderungen im Bereich der Telekommunikation und der damit einhergehendén
Neuausrichtung der Berufsbilder und standigen Fortentwicklung der Aufgaben geschuldet.
Demgemal habe die obergerichtliche Rechtsprechuhg ir 'neueren Entscheidungen die
Rechtmar?:lgkelt von Zuweisungsbescheiden der hier in Streit stehenden Art bestatlgt Die
Zuweisung sei der Antragstellerin  als Bundesbeamtin auch nach allgememen
beamtehrechtlichen Grundsédtzen zumutbar und stelle kelnen Verstol& gegen die
Fursorgepfllcht dar. Es bestehe auch, wie |m Béscheid dargelegt ein besonderes 6ffentliches
Interesse an der Anordnung der sofortigen Vollzlehung Der Antragstellerin entstunden
" dadurch keine unzumutbaren Harten, noch drohten 1hr dadurch sonstige irreparable '
Rechtsbeeintréchtigungen. N '

~ Die Kammer hat die Personalakie der Antrejgétellerin sowie den einschldgigen
“Verwaltungsvorgang beigezogen. ' ' ’
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Der Antrag ist zulassug und begriindet. Es ist geboten, die aufschiebende erkung des
‘Wlderspruchs der Antragsteflerln gegen . - die Zuweisungsverfligung vom 05.10. 2012
wiederherzustellen.

4

1. Gemal § 80 Abs. 1 VWGO haben Widerspruch und Anfechtungskliage aufschiebende
Wirkung. Die aufschie_bende Wirkung entfailt jedoch, Wenn die sofortige Vollziehung im:
offentlichen Interesse besonders angeordnet worden ist. Das Gericht der Hauptsache kann in
einem solchen Fall gem&R §80 Abs.5 Satz1 VwGO die aufschiebende Wirkung
wiederherstellen. Die Wiederhersteliung der aufschiebenden Wirkung geméan § 80 Abs. 5 Satz
1 Alt. 2 VWGO hat Erfolg, wenn die Anordnung der sofortigen Vollziehung gema® § 80 Abs. 2
Nr. 4 VwGO formell rechtsfehlerhaff ist oder wenn das Interesse des Antragstellers an der
Aussetzung der sofortigen Vollziehung das &ffentliche Interesse oder das berwiegende
Interesse eine's‘ Beteiligten am Sofortvollzug des Verwaltungsaktes i‘zbérwiegt Bei der:
- Abwdagung sind die Erfolgsausswhten des’ elngelegten Rechtsbehelfs zu berlicksichtigen.

Ergibt die im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes gebotene summarische Prifung der
Sach- und Rechtslage, dass der mit der sofortigen Vollzxehungsanordnung versehene
,V'erwai.tung.sakt offensichtlich rechtswidrig ist, Uberwiegt das private Aufschubinteresse des
Antragstellers. Denn an der Voliziehung einer rechtswidrigen hoheitlichen Manahme kann
kein Sffentliches Interesse bestehen: Ist hingegen der angegriffene Bescheid offensichtlich
_ rechtméBig, uberwiegt regelmaBig das éffentliche Interesse am Bestand des Sofortvollzugs:

2. Unter Beachtung dieser Grundsatze ist der Antrag begriindet. Die vom Gericht nach § 80
‘Abs. 5 VWGO vorzunehmende Abwagung ergibt, dass das Interesse der Antragstellerin am
‘Aufschub der sofortigen Vollziehung der Zuweisungsentscheidung das gegenldufige Interesse
‘der Antragsgegnerin (berwiegt. Denn nach gegenwartigem Sach- und Streitstand spricht
Uberwiegendes dafiir, dass sich die angefochtene Zuweisungsentscheidung als rechtswidrig

erweisen wird.

a. Rechtsgrundlage ﬁJr' die Zuweisung des Antrégstellers ist'§‘4 Abs. 4 Satz 2 und 3
PostPersRG (in der Fassung vom 5. Februar 2009, BGB!. S. 160). Danach ist eine dauerhafte
Zuweisung einer dem Amt entsprechenden Tatigkeit auch ohne Zustimmung des Beamten
zuléssig béi Untgkneh_Meh, deren Anteile ganz oder mehrheitlich der Aktiengesellschaft
gehéfen, bei der der Beamte beschéftigt ist, wenn die Aktiengesellschaft hieran. ein-
“dringendes betriebliches oder persOnaIWirtschaftI'iche_s Interesse hat und die.Zuweiéung nach

. allgemeinen beamtenrechtlichen Grundsatzen zumutbar ist.
. _ : - . : -B-
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Die Zuweisung im Sinne des § 4 Abs; 4 _PoétPersRG wird in der verwaltungsgerichtlichen

Rechtsprechung‘als ein ,,versetzungséhnlicher Verwaltungsakt‘ (so OVG Munster, Beschl. v.

16.03.2009 — 1 B 1650/08 —, Bay.VGH, Beschl. v. 26.04.201 — 15 Cs 10.419) oder als ein mit

den Besonderheiten der Situation bei den‘ Posfnachfolgeuhternehmen erklarbares

Rechtsinstitut sui generis (so VG Ansbach, Beschl. v. 29.08.2012 — AN 11 S 12.01394)
~angesehen. Uhab_héngig von der Frage der rechtiichen Einordnung des Verwaltungsaktes

gehen beide Ansichten richtigerweise davon aus, dass die Zuweisung zu einer Tochter- oder
- Enkelgesellschaft der Deutschen Telekom AG sowohl die Ubertragung eines (anderen)

abstrakt-funkttonellen als auch gines neuen konkret-funktionellen Amtes zur Folge hat.

Die Zuweisung éiner_ dem Amt entsprechenden Tatigkeit im Sinne von § 4 Abs. 4 PostPersRG
bedeutet daher die Ubertragung einer Tatigkeit, die nach MaRgabe des § 8 PostPersRG, 18 j
BBesG sowohl dem bisherigen abstrakt-funktionellen als auch dem konkret-funktionellen Amt
gleichwertig sein muss (OVG Ha-mburg; Beschl. v. 22.02.20"11 -1 Bs 280/10; OVG Li]nebu_rgi ‘
Beschl. v. 27.01.2009 - 5 ME 427/08, ZBR 2009, 279).

Diese Auslegung" entspricht den verfaésungsrechtlichen Vorgaben des Art. .33 Abs. 5 GG.
Danach ist das Recht des &ffentlichen Dienstes unter: Beriicksichtigung der hergebrachten
Grundsétze des Berufsbeamtentums zu regeln und fortzuentwickein. Einen solchen
,,hergebrachten Grundsatz® stelit gerade der Anspruch des Beamten auf amtsangemessene.
| Beschaftigung dar, der besagt, dass Beamte verlangen kdnnen, dass ihnen in abstrakter und
konkreter Weise Funktionsdmter Ubertragen werden, deren Wertigkeit den 'von.ihnen
innegehabten Amtern im statusrechtlichen Sinne entsprechen (OVG Lineburg, Beschl. v.
28.01.2010 - 5 ME 191/09, DVBI. 2010 382-385; VGH Baden-Wurttemberg, Beschl.
01.03.2011 -4 S 16/11)

‘ Die_ Ubertragurig eines abstrakt- funktionellen Amtes im Wege der Zuweisung nach § 4 Abs. 4 |
PostPersRG erfordert - aus Griinden der Rechtssicherheit, dass sich bereits aus der
Zuweisﬁngsverfﬂgung selbst in ausdriickiicher und unmissversténdlicher Form ergeben muss,
welches abstrakte Funktionsamt der Beamte zukinftig innehaben wird. Nur im Falle 'einér
* hinreichend bestimmten Daflegung seiner zukinftigen Aufgaben kann der von der Zuweisung
betroffene Beamte bereits im Vorfeld erkennen, ob die ihm zukt‘Jnftig Ubertragenen Aufgabén .
tats&chlich eine dem (Status-)Amt entsprechende Beschaftlgung begrunden (vgl. OVG
Minster, Beschl. v. 07.11.2012 — 1 B 849/12 ~ Rz. 22).
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Die Entscheidung der Antragsgegnerin Uber die Zuweisung einer Tatigkeit als ,Senior
Referent Qualitdtsmanagement* bei der VCS I&sst diesen Vergleich mangels hinreichender -
Bestimmtheit der Uibertragenen Aufgaben nicht zu.

Fur die Fragen, welche Tétigkeit eines Beamten seinem Statutsamt entsprechen, sind die § 8
PostPersRG i.V.m. § 18 BBesG heranzuziehen. Nach § 18 Satz 1 BBesG muss eine
f\m_terbewe_rttjng stattfinden. Satz 2 Iégt als Kriterium fir diese Bewertung die "Wertigkeit" der
Amter (Funktionen) fest. Es ist das (typische) Aufgabenprofii der Amter im konkret-
funktionellen Sinn (Dienstposten) zu ermitteln. Weiterhin fordern beide Satze des § 18 BBesG,
dass die Funktionen nach ihrer Wertigkeit Amtern, d.h. Amtern im statusrechtlichen Sinne
(Satz 1} und damit Besolduhgsgruppen (Satz 2) zugeordnet werden. Dies bedeutet, dass die
Anforder’ungen,- die sich aus dem _Aufgébenproﬁl einer Funktion ergeben, mit den
Anforderungén “anderer Funktionen zu vergleicheh sihd. Je hdher die Anforderungen
'gewich_tet werden, desto héher die Besoldungsgruppe, der die Funktion zuzuordnen ist {(vgl.
BVerwG, Urt. v, 30.06.2011 - 2 C 19.10 —‘,Rz. 27, NVW_Z 2011, 1270—1272). Die Regelung
findet nach § 8 PostPersRG auch auf die Beamten der Deutschen Telekom AG Anwendung
mit der MaBgab.e, dass | gleichwertige Tatigkeiten der Aktiengesellschaften als .
amtsangemessene Funktionen gelten. Néch der Rechtsprechung des
Bundesvemaltungsgerichts ist die Gleichwertigkeit der einem Beamten bertragenen Téatigkeit
bei einem | Postnachfolgeunternehmen aufgrund eines Funktionsverglefchs mit . den
Tatigkeitsbereichen bei der ehemaligen Deutschen Bundespost zu beurteilen. Nur eine nach
diesem Mafistab gleichwertige Tatigkeit ist eine amtsangemessene Beschaftigung im Sinne.
von Art. 33 Abs. .5 GG (BVeMG, Urt. v. 18.09.2008 - 2 C 126.07 -, Rz. 12, NVwZ 2009, 187-
-189). ' ' ’

b. Gemessen an diesen Grundsétzen erscheint es der beschlieBenden Kammer nach
gegenwartigem _Sach- und Streitstand unwahrscheinlich, dass die Antragsgegnerin bei ihrer
Zuweisungsentscheidung eine amtsgemiRe Beschaftigung der Antragstellerih bei der VCS
Bremerhaven sichergestellt hat. Die Kammer hat durchgreifehde Zweifel, déss der
Antragstellerin ein dem abstrakten Tétigkeitsfeld entsprechendes angemessenes konkret-
funktionelles Amt Gibertragen wurde. _ '

- Die Funktionsbezeichnung ,Senior Refereht Qualitdtsmanagement beschreibt nicht bereits
.aussich heraus ein gen[]génd-definiertes Aufgabenfeld. Auch aus der durch Spiegelstriche
~ konkretisierten Beéchreibung der der Antragstellerin zugewiesenen Tétigkéit auf Seite 2 des
Bescheids vom 05.10.2012 I&sst sich nicht mit hinreichender Sicherheit feststelien, welche

Tétigkeiten die Antragstellerin aUs_uben-soEI und welche Wertigkeit diese jeweiligen Tétigkeiten
. - 8 .
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haben. Die in der Zuweisungsverfigung aufgelisteten Aufgaben bleiben zum Teil aufgrund
ihrer Inhaltslosigkeit unverstindiich, so dass hinter ‘diesen_ schon insoWe[t _keine
Tatigkeitsbeschreibung erkennbar ist. So bleibt beispielsweise véllig unklar, welche

Tatigkeiten in Anbetracht des auf Seite 1 des Bescheids vom 08.08.2011 beSbhriebenen '

vorrangigen Geschiftsauftrags . der VCS (,.Aktivititen im - Rahmen der V0r~ bzw.
Nachbeérbeitung on Kernprozesselementen im sowohl technischen .als' auch
nichttechnischen Bereich unterschiedlicher Geschéftsprozesse ' des Konzerns Deutsche
Telekom AG...") sich beispielsweise hinter den’ Formulierungen wie ,,Proaktlve Ausarbeitung,
Abstimmung und Umsetzung von Qualitatskonzepten und Handlungsempfehlungen fir
Kunden und Mahagement“,',,Mon}toring und qualitative Wertung von standortbezogenen
Projekten’, ,,Qualitétssteuerung von In-/Outbound- und Backoffice-Projekten oder auch
~Weiterentwicklung  bereits involvierter Qualitstsmechanismen® verbergen. -Auch im

gerichtiichen Verfahren sind diese floskelhaften Beschreibungen von der Antragsgegnerin -

nicht mit greifbaren Inhalten gefiilit worden. Vielmehr hat die Antragsgegnerin die inhaltli'che
Unscharfe der von ihr verwendeten Begrifflichkeiten selbst eingerdumt. Sie erkiart dies
sinngemal mit der Dynamik des Geschéftsfeldes der Telekommunikation und daraus

folgenden fortlaufenden Veranderungen der Aufgaben und Berufsbilder. Die Antragsgegnerin

verkennt dabei, dass sie die Zuweisun-g‘in einem ko_hkreter_l zeitlichen Kontext verfigt, so dass

 es moglich ist, das dem betroffenen Beamten aktuell zug'ewiese.ne Aufgabenfeld inhaltlich

konkret zu umreiflen. Nur so kann tberprift wei'den, welcher Qualifikationen es fur die so

~ beschriebenen Aufgaben bedarf, insbesondere ob die so umrissenen Aufgaben den in der

Anlage zur Frelwnllgen Konzernbetriebsvereinbarung Beamtenbewertung vom 10. 09.2009 fiir
die Entgeltgruppe T8 textllch festgelegten Tatigkeitsmerkmalen entsprechen.

¢. Auch die Béwertung der der Antragstellerin konkret zugewiesenen Tatigkeit durch die
- Antragsgegnerin als der Besoldungsgruppe A12 ‘gleichwertig, lasst keine belastbaren

amtsangemessenen Téatigkeit zu.

der Antraéégegner’in der  Entgeltgruppe T8 der Anlége zur  Freiwilligen

- Konzernbetriebsvereinbarung 'Béamtenbewertung vom - 10.09.2009 zugeordnet. = Die

Entgeltgruppe T8 korrespondiert jedoch nicht fest mit- einem beamtenrechtlichen Statusamt.
Vielmehr entsprechen der Entgeligruppe T8 Statusamter die den Beso!dungsgruppen At1l,

CA12, A139 und A13h zugeordnet sind.

- Ruckschlisse auf -die Zuweisung einer fir eine Beamtm der Besoldungsgruppe Al12

Die Funktion eines ,,S_enior Referenten“‘ bei der VCS Bremerhaven ist nach dem Vorbringen
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Zudem bestehen begriindete Zweifel, dass die Antragsgegnerin Uberhaupt eiﬁen Vergleich
der jetzt der Antragstellerin zugedachten Funktion mit den von ihr vordem ausgelibten
hoheitlichen Tatigkeiten im Statusamt einer Postamtsratin vorgenommen hat. Das
Oberverwaltungsgericht ~ Berlin-Brandenburg hat in  einem dort  anhangigen
Beschwerdeverfahren, das die Zuweisung- einer Beamtin als ,Referent Mahagementsupport" :
(bewertet nach ‘der Entgeltgruppe T7) an einen VCS-Betrieb betraf, die' Praxis def
“Antragsgegnerin bétr’effend die Feststéllung der Gieichwertigkeit einer Uberprifung
unte_rzbgen. Das Oberverwaltdngsgericht fuihrt in seinem Beschluss vom 04.07.2011 (OVG 6
S 18.11, juris) aus, dass nach den Ausfuhrungen des zentralén Funktionshewerters des
Telekom-Konzerns | in einem Erérterungstermin vor dem Senat am 12. 04. 2011 sowie nach den
Regeiungen im Entgeltrahmentarlfvertrag . sowie in der Frelwnllgen
: Konzernbetriebsvereinbarung Beamtenbewertung deutlich geworden sei, dass aus Sicht der
Deutschen Telekom AG allein die " Art und der Inhalt der bei ihr'_'oder ihren
Tochtergesellschaften zugewiesener}‘ Tatigkeit berticksichtigt werde. Den erforderlichen
Funktionsvergleich'im Hinblick auf die fruhere hoheitliche Tatigkeit des jeweiligen Beamten
nehme die Deutsche Telekom AG jedoch nicht vor (vgl. 8.7 der Beschlussausfertigung).
Weiter stellt das OVG Berlin—Brandenburg in dem angesprochenen Beschluss fest, dass auch
die Zuordnung der Tatigkeit eines "Referent Managementsupport" zu der Besoldungsgruppe
A12 von der Deutschen Tefekom AG nicht hinreichend plau5|bel gemacht worden sei. Die
Ausflhrungen des zentralen Funkt;onsbewerters im . Erorterungstermm zur Zuordnung der
‘genannten Funktion zu eben dieser Beso!dungsgruppe seien angeSIChts der in der
Entgeltgruppe T7 vorgesehenen Amterbundelung nicht plausibel gewesen (vgl. S. 11 der
Beschlussausferhgung) '

- Die Erwdgungen des OVG Berlin-Brandenburg diirften unmittelbar auf die Bewertung von T8-
: Stel[en Ubertragbar sein. Die erkennende Kammer wird in diesen Bedenken in einem ggf.
noch nachfolgenden - Klageverfahren weiter nachzugehen und den Sachverhalt ggf. weiter
~aufzuklaren haben.

Die Kammer folgt insoweit nicht der Rechtsprechung einiger Obergerichte, die' mit der
Zuweisung einer. von der Telekom als ,,glleichwertig“ bewerteten Tatigkeit die
amtsangemessene Beschaftigung als grundsatzlich gewahrt und in einer ggf. tatséchlich’
untentvertlgen Beschéaftigung des zugewiesen Beamten nur ein Vollzugsdefizit sieht, auf
" dessen Beseitigung die Deutsche Telekom AG ggf. gegeniber der aufnehmenden
Gesellschaft hinzuwirken habe (so: OVG Munster, Beschl. v. 20.10.2011 — 1 B 1084/11 —, Rz

34 u. 39, juris). Diese Rechtsansicht stiitzt sich erkennbar auf der wdhi nur auf dem Vorirag
der Gesellschaft beruhenden Annahme, dass die Funktionsstellenbewertung durch d_ie

Deutsche Telekom AG innerhalb der Grenzen des ihr als Dienstherrn zukommenden weiten
' ' . -~10-
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und gerichtlich nur eingeschrankt Gberprifbaren Organisationsermessens erfoigt (ng. auch:
VGH Miinchen, Beschl, v. 01.03.2012 - 6 CS 12.50 - , Rz. 17, jufiS' OVG Luneburg, Beschl. v.
22.12.2011 - 5 ME 359/11 -, Rz. 14, juris; OVG Munster, a.a.0, Rz. 50). Davon kann indes
nach den o.a. Feststellungen des OVG Berlin-Brandenburg zur. tatsschlichen Praxis der
| ‘Funktlonsbewertung durch die Deutsche Telekom AG nicht ausgegangen werden. Auch wenn
der Hinweis zutreffen mag; - dass sich aufgrund des technischen Fortschritts d_re
Aufgabenfelder der Beamten bei der Deutschen Telekom AG gegeniiber iren Tatigkeiten bei
der Deutschen Bun_despost durchgreifend verandert haben und deshalb nicht mehr
uneingeschrankt vergleichbar sein dirften (so: OVG Lineburg, a.a.0., Rz. 23), darf dies nicht
dazu flhren, dass auf den nach §8 PostPersRG iV.m. §18 BBesG gebotener.
. Funktionsvergleich von Vornherein verzichtet wird. Denn durch die Regelung des Art. 143b
Abs. 3 GG ist die Rechtsstellung der bei der Deutschen Bundespost titigen Beamten
gesichert worden. Auch diese Beamten haben deshalb einen uneingeschrénkten und Uber
Art. 33 Abs. 5 GG verfassungsrechtlich abgesrcherten Anspruch auf amtsangemes‘,sene‘r
Beschaft!gung '

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO.

Die Festsetzung des StreitWerts beruht auf §§ 53 Abs. 2 Nr. 2, 52 Abs 2 GKG.

-1
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Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss ist - abgesehen von der Streitwertfestsetzung - die Beschwerde an das
Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen statthaft. Die Beschwerde ist innerhalb von
zwei Wochen nach Bekanntgabe dieses Beschlusses bei dem

Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen, Am Wall 198, 28195 Bremen,.
(Tag-/Nachtbriefkasten Justizzentrum Am Wall im Eingangsbereich)

einzulegen und innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Beschlusses zu begrlinden. Die
‘Beschwerde muss von einem Rechtsanwalt oder einem sonst nach §67 Abs. 4 VwGO zur Vertretung
berechtigten Bevollméachtigten eingelegt werden.

Die Begrindung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, bei dem

Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen, Am Wall 198, 28195 Bremen, einzureichen.
. Die Beschwerde muss. einen bestimmten Antrag enthalten, die Griinde darlegen, aus. denen die
~ Entscheidung abzuandern oder aufzuheben- ist, und sich mit der angefochtenen Entscheidung
auseinander setzen. :

Gegen . die Streitwertfestsetzung ist die Beschwerde an das Oberverwa!tungsgencht der Freien

Hansestadt Bremen statthaft, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 Euro. uberste:gt
" oder das Verwaltungsgericht die Beschwerde zugelassen hat..

Die Beschwerde ist spatestens innerhalb von sechs Monaten nachdem die Entscheidung in der
* Hauptsache Rechtskraft ertangt hat oder das Verfahren sich anderweltlg erledigt hat, bei dem ‘

Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen Am Wall 198, 28195 Bremen,
(Tag-/Nachtbriefkasten Justizzentrum Am Wall im Elngangsberelch)

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéﬂsstelle einzulegen.

gez. Hille gez. Vosteen . gez. Stybel
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